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Auf einer Glastafel in der Raum-
fahrtausstellung des Deutschen
Museums in München waren bis
vor Kurzem Visionäre der Raum-
fahrt zu sehen. Zu ihnen gehörte
auch der US-amerikanische Milliar-
där Elon Musk. Der Tesla-Chef
könnte mit seinem Raumfahrt- und
Telekommunikationsunternehmen
SpaceX Wegbereiter für eine Mars-
Besiedelung sein. Seit Musk aber
Twitter in X umwandelte und im
US-Wahlkampf Partei für Donald
Trump ergriff, bekommt der Elek-
troauto-Pionier auch viel Gegen-
wind von einstigen Fans.

Auch im Deutschen Museum
wollte man nicht mehr, dass Musk
die Gäste am Eingang der Raum-
fahrtausstellung anblickt. Wie vor
Kurzem bekannt wurde, verdeck-
te das Museum bereits im Novem-
ber die Glastafel. Ein Museums-
sprecher erklärte den Schritt ge-
genüber mehreren Medien so: Die
Darstellung von Musk hätte man

AfD: Musk gehört ins Museum
Das Deutsche Museum verdeckt eine Tafel, auf der unter
anderem der umstrittene US-Unternehmer Elon Musk zu
sehen war. Die AfD-Fraktion beantragt, diesen Schritt
rückgängig zu machen – steht damit aber im
Wissenschaftsausschuss alleine da.

Osgyan (Grüne) erinnerte an die
Wissenschaftsfreiheit des nicht-
staatlichen Museums. „Da haben
wir uns nicht einzumischen, es sei
denn, es würde gegen Recht ver-
stoßen.“ Und das sei aus ihrer
Sicht hier nicht der Fall. Auch der
Ausschussvorsitzende Michael
Piazolo (Freie Wähler) meinte:
Rechtsaufsichtlich sei da nichts zu
beanstanden. Musk sei auch nicht
der Erste gewesen, den das Mu-
seum aus der Riege der Visionäre
entfernt habe.

Der Antrag wurde schließlich
abgelehnt, nur die drei AfD-Abge-
ordneten stimmten zu.
> THORSTEN STARK

als unkritische Würdigung verste-
hen können. Ohnehin sei die Le-
bensleistung eines Menschen in
der Rückschau leichter zu beurtei-
len als bei einer noch lebenden
Person. Und da es zu aufwendig
gewesen wäre, die Darstellung mit
einem Text kritisch einzuordnen,
habe man sich fürs Entfernen der
Tafel entschieden. An deren Stelle
soll demnächst ein neues Exponat
kommen.

Für die AfD-Landtagsfraktion ist
diese Begründung nicht nachvoll-
ziehbar. Als man die Glastafel mit
Musk aufstellte, habe der doch
auch gelebt, sagte Ulrich Singer im
Wissenschaftsausschuss. „Das Mu-
seum kann durchaus entscheiden,
dass man diese Ausstellung ändert
oder komplett überarbeitet.“ Aber
nur, weil eine Person auf einmal
politisch unliebsam geworden sei,
sei eine solche Entscheidung nicht
in Ordnung. Das sei ein weiteres
Beispiel für Cancel Culture, also

eine Kultur der Zensur. Diese müs-
se von der Staatsregierung verur-
teilt und rückgängig gemacht wer-
den. Im Allgemeinen, aber auch in
diesem besonderen Fall. Immerhin
werde das Deutsche Museum auch
aus dem Staatshaushalt finanziert.
Da könne Bayern auch mitreden.
Mit diesem Schritt könne der Frei-
staat dafür sorgen, dass ähnliche
Entscheidungen von vorneherein
vermieden werden, so lautete die
Begründung für den Antrag.

Die Abgeordneten der anderen
Fraktionen sahen das anders. Juli-
an Preidl (Freie Wähler) kritisier-
te, dass die AfD den Vorgang nur
politisch anheizen wolle. Verena

Seit Elon Musk sich öffentlich politisch äußert, sind viele einstige Fans auf
Distanz gegangen. Die AfD feiert ihn dagegen. FOTO: DPA/HENDRIK SCHMIDT

Gläserne Schlachtstätten und bessere Förderung
Der Verbraucherwunsch nach

Fleisch- und Wurstwaren aus mög-
lichst regionaler Schlachtung lässt
sich in Bayern immer weniger um-
setzen. Von den rund 1600 im Frei-
staat noch bestehenden Schlacht-
stätten mit EU-Zulassung – ein
Großteil davon sind selbst schlach-
tende Metzger – plant rund ein
Viertel die Betriebsschließung. Das
teilte Lars Bubnick, Geschäftsfüh-
rer des Landesinnungsverbands des
bayerischen Fleischerhandwerks,
bei einem Fachgespräch im Agrar-
ausschuss mit. Als Hauptgründe
nannte er die gesunkene Nachfrage
nach Fleisch, hohe Kosten, über-
bordende Bürokratie und Personal-
mangel. Dringend erforderlich sind
aus Bubnicks Sicht Maßnahmen
zur Stabilisierung des Fleischver-
zehrs und eine gezieltere staatliche
Investitionsförderung für den Neu-
bau und die Modernisierung von
Schlachtstätten.

Nach Einschätzung von Christi-
an Kagerer, Geschäftsführer im
Fleischprüfring Bayern, befindet
sich die Branche in einer Art Teu-

felskreis. Weniger Nachfrage führe
zu weniger Schlachtungen, damit
zu weniger Auslastung der
Schlachthöfe und entsprechend
niedrigerer Effizienz und Kostende-
ckung. Bei Rindern sei die Zahl der
Schlachtungen von 2010 bis 2024
bayernweit um 15, bei Schweinen
um 24 Prozent zurückgegangen.
Dies entspreche in etwa auch dem
Rückgang beim Fleischkonsum.
Wolfgang Härtl, Vorstandsmitglied
im Verband der Fleischwirtschaft,
erklärte dazu, ein Schlachthof, der
nicht ausgelastet sei, werde auf
Dauer nicht überleben können. Da-
für seien die laufenden Kosten ein-
fach zu hoch.

Stefan Nies, der in Schwaben
eine mittelständische Hofmetzgerei
mit eigener Schlachtung betreibt,
berichtete, dass die zur Deckung
der Kosten nötigen Preise auf dem
Markt nicht zu erzielen seien. Die
durch staatliche Auflagen verur-
sachten Kosten müssten daher ge-
senkt werden. Gleichzeitig müsse
man das Image von Fleisch wieder
verbessern und das Verständnis für

angemessene Preise erhöhen. Zu-
letzt hätten Tierhaltungs- und
Schlachtskandale in einigen Groß-
betrieben der gesamten Branche
immens geschadet. Nies will dem
durch die Einrichtung einer „gläser-
nen Schlachtstätte“ und offensive
Bildungsarbeit entgegenwirken.

Neben einem massiven Bürokra-
tieabbau formulierten die Fachleute
als wichtigste Forderung an die Po-
litik verlässliche Rahmenbedingun-
gen sowohl bei Förderprogrammen
als auch bei Hygiene- oder Tier-
wohlauflagen. Auf viel Kritik stieß
dabei das neue Tierhaltungskenn-
zeichnungsgesetz (THKG) des
Bundes, das im August in Kraft tre-
ten soll. Dieses werde den Verwal-
tungsaufwand ohne Nutzen für die
Kundschaft vervielfachen, warnte
Härtl. Isabella Timm-Guri vom
Bayerischen Bauernverband sagte
eine zusätzliche Verunsicherung
voraus. Sinnvoller wäre es, das be-
stehende Kennzeichnungssystem
zu stärken. Die neue Bundesregie-
rung müsse für entsprechende Kor-
rekturen sorgen.

Härtl betonte zudem die Notwen-
digkeit einer funktionsfähigen
amtstierärztlichen Überwachung
der Betriebe. Man könne es sich
nicht leisten, dass die Produktion
wegen fehlender oder erkrankter
Tiermediziner tagelang stillstehe.
Härtl plädierte für den Aufbau eines
bayernweiten Veterinärpools für
Vertretungen. Derzeit scheitere es
schon aus rechtlichen Gründen,
wenn Schlachtstätten bei Ausfällen
Ersatztierärzte aus Nachbarland-
kreisen anforderten. Kontrovers
diskutierte die Expertenrunde den
Einsatz von Videoüberwachung in
Schlachtstätten. Bubnick äußerte
sich dazu zurückhaltend. Es bleibe
immer ein Graubereich, weil die
Kameras nicht alles erfassen könn-
ten. Dagegen setzte Nies auf größt-
mögliche Transparenz. Paul Daum
vom industriellen Fleischverarbei-
ter Vion bezeichnete die Video-
überwachung als „Schutz für uns
selbst“. Es könne damit belegt wer-
den, „dass in unseren Betrieben or-
dentlich gearbeitet wird“.
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sche Korrekturen. Andreas Hanna-
Krahl (Grüne) vermisste weiterhin
eine Strategie der Staatsregierung
für die Zukunft der Klinikland-
schaft in Bayern. Ruth Waldmann
(SPD) beklagte, die Kommunen
und Träger würden weiter mit ihren
Sorgen alleingelassen.

Fundamentalkritik kam von der
AfD. Die Staatsregierung erleichte-
re die Abwicklung von Kliniken,
anstatt die Gesundheitsversorgung
vor allem auf dem Land sicherzu-
stellen, erklärte Andreas Winhart.
Dass Kommunen künftig auch
ohne rechtskräftigen Förderbe-
scheid bauen dürften, untergrabe
die Pflicht zur ordnungsgemäßen
Verwendung von Steuergeldern.
Dem widersprach Thorsten Freu-
denberger (CSU). Die neuen Regeln
seien bürger- und kommunal-
freundlich, sie erleichterten den Er-
halt von Gesundheitsstrukturen.
Laut Susann Enders (Freie Wähler)
werde das Gesetz Hürden bei der
Förderung abbauen und den Kom-
munen bei der notwendigen Trans-
formation in zukunftsfähige Struk-
turen helfen. > JUM

Die bayerischen Kommunen
dürfen mit bürokratischen Er-
leichterungen bei Investitionen in
ihre Krankenhäuser rechnen. Das
sieht ein Gesetzentwurf der
Staatsregierung vor, der nun im
Landtag vorberaten wurde. Kon-
kret sollen die Krankenhausträger
künftig schon mit den Maßnah-
men beginnen dürfen, wenn die
staatliche Förderung in Aussicht
gestellt, aber noch nicht förmlich
erteilt wurde.

Im Falle von Schließungen oder
Teilschließungen von Kliniken wer-
den die Rückforderungsverzichte
des Freistaats in Bezug auf ausbe-
zahlte Fördermittel erweitert. Wei-
testgehend behalten dürfen die
Kommunen dann Gelder, wenn sie
das Gebäude zum Beispiel als Pfle-
geheim oder für kommunale Ein-
richtungen weiternutzen. Finanz-
minister Albert Füracker (CSU)
sprach von der „größtmöglichen
Entlastung“ für die Träger der Klini-
ken. Man gehe damit an die Gren-
zen des rechtlich Zulässigen.

Die Opposition kritisierte, der
Gesetzentwurf bringe nur kosmeti-

Weniger Bürokratie für Kliniken

Steuern und Energiekosten. Hier
sei auch der Bund in der Verant-
wortung. Kerstin Schreyer (CSU)
sprach von einem „tiefgreifenden
Wandel“, der politisch, aber ohne
ideologische Scheuklappen be-
gleitet werden müsse. „Transfor-
mation ist an sich nichts Schlech-
tes“, sagte sie.

SPD für Bayernmilliarde

Die Grünen wollen am Ziel der
E-Mobilität festhalten. Verbren-
nerautos würden schon bald ein
„Nischenprodukt“ sein, prognosti-
zierte Stephanie Schuhknecht
(Grüne). Dass die Staatsregierung
von ihren Klimazielen abrücke, sei
ein „Bärendienst an der Automo-
bilindustrie“. Konsequente Trans-
formationsschritte forderte auch
Christiane Feichtmeier (SPD).
„Wir wollen nicht, dass Bayern zu
einem Industriemuseum wird“, be-
tonte sie und verwies auf die von ih-
rer Fraktion vorgeschlagene „Bay-
ernmilliarde“ für die Auto- und Zu-
lieferindustrie. Oskar Lipp (AfD)
erklärte, das Verbrennerverbot
zerstöre die bayerische Wirtschaft.
Die Wende zur E-Mobilität sei eine
„Fehlentscheidung mit Ansage“.
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Die Sorge um die Zukunft der
bayerischen Automobilindustrie
treibt die Fraktionen im Landtag
um. In einer von den Freien Wäh-
lern beantragten Aktuellen Stun-
de warnte Wirtschaftsminister
Hubert Aiwanger (Freie Wähler)
vor möglichen gravierenden Fol-
gen für den Freistaat, sollte die an-
stehende Transformation der
Branche nicht gelingen. „Wenn
die Automobilwirtschaft in die
Knie geht, dann werden wir Wohl-
stand verlieren“, sagte er. Aiwan-
ger sprach sich gegen die einseiti-
ge Ausrichtung auf die E-Mobili-
tät aus und forderte erneut ein Ab-
rücken vom Verbrennerverbot ab
2035. Der Staat dürfe weder den
Herstellern noch den Kunden vor-
schreiben, welche Fahrzeuge sie
zu produzieren oder zu kaufen
hätten. Es brauche Technologieof-
fenheit und Planungssicherheit.

Markus Saller (Freie Wähler)
betonte, es sei Aufgabe der Politik,
den durch klimapolitische He-
rausforderungen und internatio-
nale Entwicklungen ausgelösten
Wandel in der Autoindustrie „ak-
tiv zu gestalten und gezielt zu un-
terstützen“. Die Staatsregierung
tue dies mit 100 Millionen Euro
aus dem neuen Transformations-
fonds. Zudem brauche es Büro-
kratieabbau und Entlastungen bei

Streit um Verbrenner
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Die Zahl der Verkehrstoten ist in Bayern
trotz moderner Technik und strengerer
Verkehrsgesetze ein besorgniserregendes
Thema. „Angesichts der unverändert ho-
hen oder sogar steigenden Zahlen sind
umfassende und sofortige Maßnahmen
erforderlich, um das Leben der Bürger zu
schützen“, schreibt Rene Dierkes (AfD)
in seiner Anfrage. Es sei daher wichtig,
dass die Staatsregierung umfassend auf-
kläre und Gegenmaßnahmen ergreife.
Das Innenministerium schreibt in seiner
Antwort, die Zahl der Verkehrstoten in
Bayern sei von 697 im Jahr 2010 konti-
nuierlich um 28,4 Prozent auf 499 Ver-
kehrstote im Jahr 2023 zurückgegangen.
„Auch gegenüber 2022 mit 519 [Todes-
opfern] reduzierte sich die Zahl um 3,9
Prozent.“ Damit sei abgesehen von den
beiden Corona-Jahren 2020 und 2021
der niedrigste Stand der Zahl der Ver-
kehrstoten in Bayern seit Beginn der Un-
fallaufzeichnungen vor 70 Jahren er-
reicht worden. „Diese Entwicklung gibt
Hoffnung für weitere Rückgänge in den
kommenden Jahren“, heißt es. Ziel der
Staatsregierung sei es, die Zahl der Getö-
teten und Verletzten so weit wie möglich
zu senken.
Die Ursachen für tödliche Verkehrsun-
fälle sind laut dem Haus von Innenmi-
nister Joachim Herrmann (CSU) „vielfäl-
tig und selten monokausal“. Immerhin
seien tödlichen Verkehrsunfälle wegen
überhöhter Geschwindigkeit im Jahr

2023 um 17,9 Prozent auf 115 zurückge-
gangen. „Dennoch bleibt zu hohe und
nicht angepasste Geschwindigkeit nach
wie vor eine der Hauptunfallursachen
für tödliche Verkehrsunfälle“, heißt es
von der Staatsregierung.
2023 waren die Hauptunfallursache für
tödliche Verkehrsunfälle Fehler gegen
das Rechtsfahrgebot, also vor allem Ver-
kehrsunfälle aufgrund von Zusammen-
stößen auf der linken Fahrbahnseite mit
dem Gegenverkehr. Doch auch dort re-
duzierten sich die tödlichen Verkehrsun-
fälle laut Ministerium in den vergange-
nen zehn Jahren von 129 im Jahr 2014
auf 118 im Jahr 2023. Die meisten dieser
Verkehrsunfälle ereigneten sich auf den
Landstraßen außerorts.
Eine weitere häufige Ursache für tödli-
che Verkehrsunfälle ist nach wie vor das
Missachten der Vorfahrt, vor allem au-
ßerorts auf den Landstraßen. Doch auch
dort vermeldet die Staatsregierung Bes-
serung: Die Zahl der tödlichen Verkehrs-
unfälle ging in diesem Zusammenhang in
den letzten zehn Jahren von 80 im Jahr
2014 auf 56 im Jahr 2023 zurück. Techni-
sche Defekte (fünf Fälle) oder der Zu-
stand der Straße (null Fälle) seien bei
den tödlichen Verkehrsunfällen als Un-
fallursache nur selten von Bedeutung.
Wie viele der Verkehrstoten unter dem
Einfluss von Alkohol oder Drogen stan-
den, kann das Herrmann-Ressort nicht
sagen. > DAVID LOHMANN

So wenig Verkehrstote in Bayern wie noch nie
Viele Todesfälle ließen sich vermeiden,
wenn insbesondere auf Landstraßen
die Vorfahrt besser beachtet würde.
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